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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Lage in Belarus

Das Europäische Parlament,
–
unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zu Belarus, insbesondere seine Entschließung vom 17. Dezember 2009,

–
unter Hinweis auf den Beschluss 2010/639/GASP des Rates vom 25. Oktober 2010 über restriktive Maßnahmen gegen einzelne belarussische Amtsträger, mit dem sowohl die restriktiven Maßnahmen als auch deren Aussetzung bis zum 31. Oktober 2011 verlängert wurden, und auf die Erklärung über vorläufige Erkenntnisse und Schlussfolgerungen zu den Präsidentschaftswahlen in Belarus, die am 20. Dezember 2010 vom Büro für demokratische Institutionen und Menschenrechte (BDIMR) der OSZE und von der Parlamentarischen Versammlung der OSZE abgegeben wurde,

–
gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A.
in der Erwägung, dass der Rat die belarussischen Behörden am 25. Oktober 2010 aufforderte, dafür zu sorgen, dass die Wahlen entsprechend den internationalen Normen und Standards für demokratische Wahlen und den Verpflichtungen von Belarus im Rahmen der OSZE und der Vereinten Nationen durchgeführt werden,

B.
in der Erwägung, dass sich der Rat erneut dazu bereit erklärt hat, seine Beziehungen zu Belarus zu vertiefen, sofern das Land Fortschritte auf dem Weg zur Demokratie, zur Achtung der Menschenrechte und zur Rechtsstaatlichkeit macht,

C.
in der Erwägung, dass der Rat nach einer Bewertung der Entwicklungen in Belarus den Beschluss gefasst hat, die restriktiven Maßnahmen gegen einzelne belarussische Amtsträger zu verlängern, deren Anwendung jedoch bis zum 31. Oktober 2011 auszusetzen,

D.
in der Erwägung, dass sich Belarus verpflichtet hat, die Empfehlungen der OSZE und des BDIMR der OSZE hinsichtlich Verbesserungen seines Wahlgesetzes zu prüfen, um dieses in Einklang mit internationalen Standards für demokratische Wahlen zu bringen, sowie die OSZE zu den zu diesem Zwecke vorgeschlagenen Änderungen zu konsultieren, sowie in der Erwägung, dass die Nationalversammlung von Belarus vor Kurzem eine Reform des Wahlgesetzes ohne vorherige Konsultation der OSZE beschlossen hat,

E.
in der Erwägung, dass es gemäß der Erklärung der Parlamentarischen Versammlung der OSZE und des BDIMR der OSZE über vorläufige Erkenntnisse und Schlussfolgerungen zu den Präsidentschaftswahlen in Belarus einige Verbesserungen im Vorfeld der Wahlen gegeben habe, dass diese jedoch von schweren Unregelmäßigkeiten am Wahltag und von dem Gewaltausbruch am Abend des 19. Dezember überschattet wurden,

F.
in der Erwägung, dass über 700 Personen wegen ihrer Teilnahme an der Demonstration vom 19. Dezember in Minsk festgenommen wurden, wovon die meisten nach Verbüßung einer kurzen Verwaltungsstrafe wieder freigelassen wurden, während 24 oppositionelle Aktivisten und Journalisten, unter ihnen sechs der Präsidentschaftskandidaten, wegen „Anstiftung zu Massenunruhen“ in Verbindung mit gewalttätigen Angriffen und bewaffnetem Widerstand angeklagt wurden, wofür eine Gefängnisstrafe von bis zu 15 Jahren verhängt werden kann, sowie in der Erwägung, dass weitere 14 Personen demnächst angeklagt werden könnten,

G.
in der Erwägung, dass 15 der festgenommenen Personen nach Einschätzung von Amnesty International politische Gefangene sind und diesen der Zugang zu Rechtsbeistand und medizinischer Versorgung verwehrt wird,

H.
in der Erwägung, dass die Zerschlagung der Demonstration vom 19. Dezember 2010 durch die Polizei und weitere von den Ordnungskräften ergriffene Maßnahmen gegen die demokratische Opposition, die freien Medien und Bürgerrechtsaktivisten vom Präsidenten des Europäischen Parlaments, der Hohen Vertreterin der EU und dem Generalsekretär der Vereinten Nationen entschieden verurteilt worden sind,

1.
ist – auf der Grundlage der Erkenntnisse der vorläufigen Schlussfolgerungen der Parlamentarischen Versammlung der OSZE und des BDIMR der OSZE – der Ansicht, dass die Präsidentschaftswahlen vom 19. Dezember 2010 die internationalen Standards für freie, faire und transparente Wahlen nicht erfüllt haben; vertritt die Auffassung, dass diese Wahlen eine weitere verpasste Gelegenheit für einen demokratischen Übergang in Belarus darstellen, und fordert angesichts der zahlreichen und schweren Unregelmäßigkeiten, von denen das BDIMR der OSZE berichtet hat, dass Neuwahlen abgehalten werden;

2.
verurteilt die Anwendung brutaler Gewalt durch die Polizei und den KGB gegen die Teilnehmer der Protestkundgebung am Wahltag, die eine schwere Verletzung von demokratischen Grundprinzipien wie der Versammlungs- und Meinungsfreiheit sowie der Menschenrechte darstellt;

3.
verurteilt auf das Schärfste die Festnahme und Inhaftierung von mehr als 700 friedlichen Demonstranten und von sieben der neun Gegenkandidaten bei den Präsidentschaftswahlen; äußert sich tief besorgt über die von den belarussischen Behörden eingeleiteten Strafverfahren gegen mehrere der Präsidentschaftskandidaten, Anführer der demokratischen Opposition sowie zahlreiche Bürgerrechtsaktivisten, Journalisten, Lehrer und Studenten;

4.
fordert die sofortige und bedingungslose Freilassung all derjenigen, die am Wahltag und in dessen Folge festgenommen wurden, sowie den sofortigen Zugang zu einem unabhängigen Rechtsbeistand und medizinischer Versorgung für diejenigen, die dies benötigen;

5.
verurteilt die Unterdrückungsmaßnahmen und Schikanen gegenüber Bürgerrechtsaktivisten im Anschluss an den Wahltag, wie etwa die massenhaft durchgeführten Durchsuchungen in Privatwohnungen und Büros von Medien und Organisationen der Zivilgesellschaft sowie Hochschulverweise und Entlassungen;

6.
verurteilt die Sperrung zahlreicher wichtiger Internetseiten, wie etwa die sozialer Netzwerke und Websites der Opposition, am Wahltag in Belarus; betont, dass die gegenwärtige Mediengesetzgebung in Belarus nicht den internationalen Standards entspricht und fordert daher die belarussischen Behörden auf, diese zu überarbeiten und zu ändern;

7.
bedauert zutiefst die Entscheidung der belarussischen Staatsführung, die Mission des OSZE-Büros in Belarus zu beenden, und fordert Belarus auf, seine Entscheidung rückgängig zu machen;

8.
fordert die Kommission auf, die Bemühungen der belarussischen Zivilgesellschaft sowie unabhängiger Medien und nichtstaatlicher Organisationen in Belarus um die Förderung der Demokratie und den Widerstand gegen das Regime mit allen finanziellen und politischen Mitteln zu unterstützen; unterstützt die Forderung der belarussischen Opposition, die finanzielle Hilfe für eine politische Vertretung der belarussischen demokratischen Opposition und Zivilgesellschaft in Brüssel aufzustocken; fordert die Kommission ferner auf, die gegenwärtige Zusammenarbeit zu unterbrechen und ihre Unterstützung für die staatlichen Medien in Belarus zurückzuziehen;

9.
empfiehlt, dass sich die Kommission um einen Dialog, Konsultationen und eine politische Koordinierung mit denjenigen Nachbarn von Belarus bemüht, die nicht Mitglieder der EU sind, traditionell besondere Beziehungen zu diesem Land unterhalten und darüber hinaus Partner der EU sind, nämlich Russland und die Ukraine, um der Politik der EU gegenüber Belarus möglichst große Wirksamkeit zu verleihen und zusammenzuarbeiten, damit ein Gleichgewicht hergestellt wird zwischen der Reaktion auf das Demokratiedefizit und die Menschenrechtsverletzungen in Belarus und der Notwendigkeit, eine internationale Isolierung von Belarus zu verhindern;

10.
fordert die Kommission auf, die finanzielle Unterstützung für die Europäische Humanistische Universität (EHU) in Vilnius (Litauen) fortzusetzen und aufzustocken, die Anzahl der Stipendien für belarussische Studenten, die aufgrund ihrer Bürgerrechtsaktivitäten Unterdrückungsmaßnahmen ausgesetzt sind und von den Universitäten ausgeschlossen wurden, zu erhöhen und einen Beitrag zur Geberkonferenz „Solidarität mit Belarus“ zu leisten, die nach der Konferenz in Vilnius am 2. Februar 2011 in Warschau stattfinden wird;

11.
fordert den Rat, die Kommission und die Hohe Vertreterin der EU auf, die Visumsperre und das Einfrieren von Geldern im Hinblick auf belarussische Amtsträger, Mitglieder der Justizorgane und Mitarbeiter der Sicherheitsbehörden, die als verantwortlich für die Wahlfälschungen sowie für die nach den Wahlen erfolgten brutalen Unterdrückungsmaßnahmen gegen Oppositionsmitglieder und deren Verhaftung betrachtet werden können, umgehend wieder in Kraft zu setzen; ist der Auffassung, dass die Sanktionen mindestens so lange in Kraft bleiben sollten, bis alle politischen Gefangenen und Festgenommenen auf freiem Fuß sind und keine Anklagepunkte mehr gegen sie erhoben werden;

12.
fordert andere demokratische Regierungen in Europa und der Welt auf, Vertreter des belarussischen Regimes mit ähnlichen Sanktionen zu belegen; betont, dass Sanktionen, die gegen das belarussische Regime verhängt werden, gegen dessen Amtsträger gerichtet sein müssen und nicht zu einer weiteren Isolierung und Verschlechterung der Lage der belarussischen Bürger führen dürfen, die dadurch entstehen könnte, dass bestehende Beziehungen geschäftlicher, wissenschaftlicher, kultureller, touristischer oder anderer Art zu EU-Bürgern unterbrochen werden oder das Knüpfen solcher Beziehungen verhindert wird; betont, dass die Neugestaltung der EU-Politik gegenüber Belarus bei den belarussischen Bürgern zu einem wachsenden Bewusstsein für die Notwendigkeit einer Zusammenarbeit mit der EU führen sollte;
13.
fordert die belarussischen Behörden auf, eine unabhängige internationale Untersuchung der Ereignisse vom 19./20. Dezember 2010 zuzulassen;

14.
fordert die Organe und Mitgliedstaaten der EU auf, hochrangige Kontakte mit den belarussischen Behörden auszusetzen und die Beziehungen auf technische Konsultationen zu beschränken;

15.
empfiehlt den Mitgliedstaaten der Europäischen Union und deren Partnerländern, die Wirtschafts- und Handelsbeziehungen zu Belarus zu überprüfen;

16.
fordert die Kommission, den Rat und die Hohe Vertreterin der EU auf, die Arbeit an den Richtlinien für die Verhandlungen über Erleichterungen bei der Visumvergabe und Rückübernahmeabkommen zu intensivieren, um zwischenmenschliche Kontakte zu erleichtern; fordert die EU-Mitgliedstaaten auf, unabhängig von den Fortschritten bezüglich Erleichterungen bei der Visumvergabe eine Senkung der Visagebühren für belarussische Bürger sowie die Abschaffung dieser Gebühren für Studenten, Wissenschaftler und Künstler zu prüfen; betont, dass der Prozess der Visaliberalisierung, der so schnell wie möglich umgesetzt werden sollte, zu günstigen und leicht erhältlichen Schengen-Visa für belarussische Bürger führen sollte;

17.
beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Hohen Vertreterin der Union, dem Rat, der Kommission, den Regierungen der Mitgliedstaaten, dem Staatspräsidenten, der Regierung und dem Parlament von Belarus sowie den Parlamentarischen Versammlungen des Europarates und der OSZE zu übermitteln.
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